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Die Bundesregierung hatte im Koali-
tionsvertrag vorgesehen: „Zudem 
werden wir das Insolvenzanfech-
tungsrecht im Interesse der Planungs-
sicherheit des Geschäftsverkehrs 
sowie des Vertrauens der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in aus-
gezahlte Löhne auf den Prüfstand 
stellen.“1) Nach einem Eklat um das 
der Öffentlichkeit bekannt gewordene 
Eckpunktepapier des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) vom 10. September 
20142) folgten am 16. März 2015 der 

Referentenentwurf 3) und am 29. Sep-
tember 2015 der Regierungsentwurf.4) 

Nach der Stellungnahme des Bundes-
rates vom 27. November 2015 wurde 
am 16. Februar 2016 der Regierungs-
entwurf vorgelegt.5) Diesen Prozess 
haben teils sehr kontroverse Diskussi-
onen innerhalb der juristischen  
Literatur und der Politik begleitet. 
Mittlerweile wurde ein gesetzgeberi-
scher Kompromiss gefunden: Am 
15.  Februar 2017 hat der Bundestag 
den „Entwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rechtssicherheit bei 
Anfechtungen nach der Insolvenz-
ordnung und nach dem Anfechtungs-
gesetz“ beschlossen.6) Der Bundesrat 
hat diesem Entwurf am 10. März 
2017 zugestimmt. Die damit verbun-
denen Änderungen wirken sich für 
Factoring- und Leasing-Unterneh-
men positiv aus (siehe Tabelle, Seite 
132).

Anfechtung und  
Zahlungsunfähigkeit

Zukünftig lautet § 133 Absatz  2  
Insolvenzordnung (InsO) wie folgt: 
„Hat die Rechtshandlung dem ande-

ren Teil eine Sicherung oder Be
friedigung gewährt oder ermöglicht, 
beträgt der Zeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 vier Jahre.“

Diese Regelung hat zur Konse-
quenz, dass die Anfechtungsfrist für 
Gläubiger im Hinblick auf Sicherun-
gen oder Befriedigungen von zehn 
Jahren auf vier Jahre verkürzt ist. Dies 
stellt eine Erleichterung für Gläubiger 
dar und betrifft auch Factoring- und 
Leasing-Unternehmen.

In § 133 Absatz 3 Satz 1 InsO ist 
festgeschrieben: „Hat die Rechtshand-
lung dem anderen Teil eine Sicherung 
oder Befriedigung gewährt oder er-
möglicht, welche dieser in Art und zu 
der Zeit beanspruchen konnte, tritt an 
die Stelle der drohenden Zahlungsun-
fähigkeit des Schuldners nach Ab-
satz  1 Satz 2 die eingetretene.“

Regelung  
zur Ratenzahlung

Mithin wird die Vermutungsrege-
lung in § 133 Absatz 1 Satz 2 InsO 
(Anknüpfung bereits an drohende 
Zahlungsunfähigkeit) im Hinblick auf 
Sicherungen und Befriedigungen da-
hingehend reduziert, dass zukünftig 
allein an die eingetretene Zahlungs
unfähigkeit angeknüpft wird. Diese 
Einschränkung – auch der Recht
sprechung des Bundesgerichtshofes 
(BGH)7) – bedeutet für Factoring- und 
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Leasing-Unternehmen eine Verbesse-
rung bei Vorsatzanfechtungen.

Nach § 133 Absatz 3 Satz 2 InsO 
gilt Folgendes: „Hatte der andere Teil 
mit dem Schuldner eine Zahlungs
vereinbarung getroffen oder diesem in 
sonstiger Weise eine Zahlungserleich-
terung gewährt, wird vermutet, dass er 
zur Zeit der Handlung die Zahlungs-
unfähigkeit des Schuldners nicht 
kannte.“

Aussagenvielfalt in 
BGH-Urteilen

Diese Regelung ist aus Sicht der 
Factoring- und Leasing-Praxis zu be-
grüßen. Der Gesetzgeber stellt bei 
Zahlungsvereinbarungen eine Vermu
tungsregelung zugunsten des Gläubi-
gers auf, die vom Insolvenzverwalter 
widerlegt werden muss. Diese Rege-
lung ist im Zusammenhang mit der 
Rechtsprechung des BGH zu Raten-
zahlungsvereinbarungen zu sehen, die 
in der Praxis zu einem Ausufern von 
Vorsatzanfechtungen und erheblicher 
Rechtsunsicherheit geführt hat.

Auslöser dieser Entwicklung in 
der Rechtsprechung waren zahlreiche, 
teils widersprüchliche BGH-Urteile, 
angefangen mit dem Urteil des BGH 
vom 6. Dezember 2012, in dem dieser 

wie folgt tenorierte: „Der Gläubiger 
hat zu beweisen, dass die bereits ein-
getretene Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners durch eine mit ihm ge-
troffene Ratenzahlungsvereinbarung 
nachträglich entfallen ist. Die Kennt-
nis des Gläubigers von einer beste-
henden Zahlungsunfähigkeit entfällt 
nicht durch den Abschluss einer von 
dem Schuldner vereinbarungsgemäß 
bedienten Ratenzahlungsvereinba-
rung, wenn bei dem gewerblich täti-
gen Schuldner mit weiteren Gläubi-
gern zu rechnen ist, die keinen 
vergleichbaren Druck zur Eintreibung 
ihrer Forderungen ausüben.“ 8)

Darin heißt es weiter: „Begleicht 
der Schuldner die gegen einen Dritten 
gerichtete Forderung des Gläubigers, 
greift das Beweisanzeichen der inkon-
gruenten Deckung ein, wenn zum 
Zeitpunkt der Leistung Anlass be-
stand, an der Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners zu zweifeln.“ 9)

Wohl auch im Hinblick auf die Ak-
tivitäten des Gesetzgebers beschloss 
der BGH am 16. April 2015 wie folgt: 
„Die Bitte des Schuldners auf Ab-
schluss einer Ratenzahlungsvereinba-
rung ist, wenn sie sich im Rahmen der 
Gepflogenheiten des Geschäftsver-
kehrs hält, als solche kein Indiz für 
eine Zahlungseinstellung oder Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners.“10)

Der BGH verwies darauf, dass die 
Bitte um eine Ratenzahlungsverein-
barung auf den verschiedensten 
Gründen beruhen könne, die nichts 
mit einer Zahlungseinstellung zu tun 
haben. Derartige Gründe können 
etwa in der Erzielung von Zinsvortei-
len oder der Vermeidung von Kosten 
und Mühen im Zusammenhang mit 
der Aufnahme eines ohne weiteres 
erlangbaren Darlehens liegen. Eine 
verspätete Ratenzahlung könne bei 
Auslösen einer „Verfallsklausel“ uner-
heblich sein, auch wenn sie im Einzel-
fall Indiz für eine Zahlungseinstellung 
sein könne. Vorliegend wurde jedoch 
die Gesamtwürdigung des zuvor be-
fassten Gerichts akzeptiert.

In die gleiche Richtung schien ein 
Urteil des BGH vom 30. April 2015 zu 
gehen: „Zahlt der Schuldner auf eine 
relativ geringfügige Forderung erst  
aufgrund mehrerer Mahnungen nach 
über einem Jahr zwei Raten und tilgt 
die Forderung nicht vollständig, kann 
das Tatgericht zu dem Ergebnis gelan-
gen, dass der Schuldner allein hieraus 
nicht auf eine Zahlungseinstellung 
des Schuldners schließen musste.“ 11)

Allerdings folgte am 24. Septem-
ber 2015 ein weiterer BGH-Beschluss, 
der wiederum eine andere Tendenz 
aufwies. Darin heißt es: „Die Bitte des 
Schuldners um Abschluss einer Ra-
tenzahlungsvereinbarung entspricht 
nicht den Gepflogenheiten des 
Geschäftsverkehrs, wenn sie nach 
mehrmaligen fruchtlosen Mahnun-
gen und nicht eingehaltenen Zah-
lungszusagen gegenüber einem von 
dem Gläubiger mit dem Forderungs-
einzug betrauten Inkassounterneh-
men geäußert wird.“12)

Mit Urteil vom 25. Februar 2016 
hat der BGH dann wie folgt entschie-
den: „Schweigt der Schuldner einer er-
heblichen Forderung während eines 
monatelangen Zeitraums auf Rech-
nungen und Mahnungen und bietet er 

Tabelle: �Änderungen des Insolvenzanfechtungsrechts im Überblick

Quelle: Dr. Stefan Krüger, Mütze Korsch Rechtsanwaltsgesellschaft

 

§ 133 Abs. 2 
InsO

regelmäßig Verkürzung des Anfechtungszeitraums der  
Vorsatzanfechtung von zehn Jahren auf vier Jahre 

§ 133 Abs. 3 
Satz 1 InsO

Eingrenzung der gesetzlichen Vermutungsregelung des § 133 
Abs. 1 Satz 2 InsO auf die Kenntnis der bereits eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit

§ 133 Abs. 3 
Satz 2 InsO

negative Vermutungsregelung über die Kenntnis der Zah-
lungsunfähigkeit im Falle einer Zahlungsvereinbarung 

§ 142 Abs. 1 
InsO

Einführung der sogenannten Unlauterbarkeit

§ 142 Abs. 2 
Satz 1 InsO

Gepflogenheiten des Geschäftsverkehrs

§ 143 Abs. 1 
Satz 2 InsO

Einschränkung der Verzugszinsen auf gesetzliche Regelungen 
des Schuldnerverzugs oder des § 291 BGB 

8)	 BGH, NZI 2013, 140.
9)	 Ebenda.
10)	BGH, BeckRS 2015, 07653.
11)	BGH, BeckRS 2015, 11755.
12)	BGH, BeckRS 2015, 17309.
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nach Einschaltung eines Inkassoun-
ternehmens und Erwirken eines 
Mahnbescheides in dem auf seinen 
Widerspruch eingeleiteten Verfahren 
die ratenweise Zahlung der Gesamt-
forderung einschließlich der Zinsen 
und der Kosten an, hat der Gläubiger 
die Zahlungseinstellung des Schuld-
ners, dessen Zahlungsverzug nicht mit 
einer fortdauernden Anspruchsprü-
fung erklärt werden kann, erkannt.“13)

Dem folgte ein weiteres BGH-Ur-
teil vom 24. März 2016 mit folgendem 
Wortlaut: „Hatte der Schuldner seine 
Zahlungen eingestellt, muss der An-
tragsgegner darlegen und beweisen, 
dass der Schuldner die Zahlungen im 
Zeitpunkt der angefochtenen Rechts-
handlung allgemein wieder aufge-
nommen hatte. Allein die Tatsache, 
dass über die Verbindlichkeiten des 
Schuldners gegenüber dem Anfech-
tungsgegner eine Ratenzahlungsver-
einbarung getroffen wurde und der 
Schuldner die vereinbarten Raten 
zahlte, genügt hierfür in der Regel 
selbst dann nicht, wenn die Zahlungs-
einstellung maßgeblich aus der Nicht-
bedienung dieser Verbindlichkeit ab-
geleitet worden ist.“14)

Mit einem weiteren Urteil vom 
9. Juni 2016 stellte der BGH fest: „In-
dizien für eine Zahlungseinstellung 
sind gegeben, wenn der Schuldner 
selbst erteilte Zahlungszusagen nicht 
einhält oder verspätete Zahlungen 
nur unter dem Druck einer angedroh-
ten Liefersperre vornimmt.“15)

Sodann entnahm man einem 
BGH-Urteil vom 16. Juni 2016: „Kün-
digt der Schuldner dem Gläubiger 
einer in den Vormonaten deutlich an-
gewachsenen fälligen Forderung an, 
im Falle des Zuflusses neuer Mittel die 
Verbindlichkeit nur durch eine Ein-
malzahlung und zwanzig folgende 
Monatsraten begleichen zu können, 
offenbart er dem Gläubiger seine 
Zahlungsunfähigkeit.“16)

In einem weiteren BGH-Urteil 
vom 14. Juli 2016 las man wiederum: 
„Erklärt der Schuldner seinem Gläu-
biger, eine fällige Zahlung nicht in 

einem Zug erbringen und nur Raten-
zahlungen leisten zu können, muss 
dieser allein aus diesem Umstand 
nicht zwingend darauf schließen, dass 
der Schuldner seine Zahlungen einge-
stellt hat.“17)

Konsequenzen und Ausblick

Diese Rechtsprechung hat zu einer 
praktisch kaum noch handhabbaren 
Rechtsunsicherheit für Gläubiger und 
gleichermaßen für Insolvenzverwalter 
geführt. Letztere fühlten sich teils – 
auch aus Haftungsgründen – gemü-
ßigt, bei jeder Ratenzahlungsverein
barung anzufechten. Wo nun im 
Einzelfall die Grenze lag, war selbst für 
Gerichte äußerst schwierig zu beurtei-
len. Unter Verwaltern und Gläubiger-
vertretern fielen mitunter Ausdrücke 
wie „Tontaubenschießen“ oder „Mün-
zewerfen“, was gerade bei existenz
bedrohenden Anfechtungen kaum 
vermittelbar ist. Bei Gericht wurde 
häufig der „50-50-Joker“ vorgeschla-
gen, so der mehrfach gefallene O-Ton 
bei unterschiedlichen Gerichten. 

Dieser unheilvollen Entwicklung 
ist nunmehr durch die gesetzgeberi-
sche Vermutungsregelung, die vom 
Insolvenzverwalter widerlegt und 
auch bewiesen werden muss, Einhalt 
geboten. Damit steht auch fest, dass 
den Insolvenzverwalter die Darle-
gungs- und Beweislast treffen.

Sowohl für Factoring- als auch 
Leasing-Unternehmen stellt dies eine 
Verbesserung dar und dürfte zur Er-
leichterung von Sanierungen der ent-
sprechenden Schuldner führen. Beim 
Factoring kann dies Zahlungsverein-
barungen mit Debitoren wie auch 
Kunden betreffen, beim Leasing das 
Verhältnis zum Leasing-Nehmer.

Privilegierung von 
Bargeschäften

Neu eingeführt wird eine soge-
nannte „Unlauterbarkeit“ mit § 142 
Absatz 1 InsO: „Eine Leistung des 
Schuldners, für die unmittelbar eine 

gleichwertige Gegenleistung in sein 
Vermögen gelangt, ist nur anfechtbar, 
wenn die Voraussetzungen des § 133 
Absatz 1 bis 3 gegeben sind und der 
andere Teil erkannt hat, dass der 
Schuldner unlauter handelte.“

Hinzu kommt, dass der Schuldner 
bei Bargeschäften unlauter handeln 
und der Leistungsempfänger dies er-
kennen muss. Damit stellt sich nun-
mehr die Frage, was unter „unlauter“ 
zu verstehen ist. In der Begründung 
des Regierungsentwurfs vom 29. Sep-
tember 2015 heißt es dazu: „Ein un-
lauteres Verhalten des Schuldners 
setzt mehr voraus als die Vornahme 
der Rechtshandlung in dem Bewusst-
sein, nicht mehr in der Lage zu sein, 
alle Gläubiger befriedigen zu können. 
Unter den Bedingungen eines Barge-
schäfts, bei dem der Abfluss des Leis-
tungsgegenstandes aus dem schuld-
nerischen Vermögen zeitnah durch 
den Zufluss der Gegenleistung kom-
pensiert wird, müssen hinreichend 
gewichtige Umstände hinzutreten, 
um in dem vollzogenen Austausch 
einen besonderen Unwert zu erken-
nen. Ein solcher ist für die Annahme 
eines unlauteren Handelns erforder-
lich.“18) 

13)	BGH, NJW 2016, 1168.
14)	BGH, NZI 2016, 254.
15)	BGH, NJW-RR 2016, 939.
16)	BGH, ZIP 2016, 1388.
17)	BGH, NZI 2016, 837.
18)	Regierungsentwurf vom 29.9.2015, dort auf 

S. 18 f. zu Nummer 3 4 (§ 142 InsO-E)
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Weiter heißt es im Regierungsent-
wurf: „Ein unlauteres Handeln liegt 
bei gezielter Benachteiligung von 
Gläubigern vor, wie sie etwa gegeben 
ist, wenn es dem Schuldner in erster 
Linie darauf ankommt, durch die Be-
friedigung des Leistungsempfängers 
andere Gläubiger zu schädigen. Un-
lauter handelt ein Schuldner bei 
Kenntnis der eigenen Zahlungsun
fähigkeit auch, wenn er Vermögen für 
Leistungen verschleudert, die den 
Gläubigern unter keinem erdenkli-
chen Gesichtspunkt nutzen können, 
wie dies etwa bei Ausgaben für flüch-
tige Luxusgüter der Fall ist. 

Auch das Abstoßen von Betriebs-
vermögen, das zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes unverzichtbar ist, kann 
unlauter sein, wenn der Schuldner 
den vereinnahmten Gegenwert seinen 
Gläubigern entziehen will. Solange 
der Schuldner allerdings Geschäfte 
führt, die allgemein zur Fortführung 
des Geschäftsbetriebs erforderlich 
sind, fehlt es demgegenüber auch 
dann an der Unlauterkeit, wenn der 
Schuldner erkennt, dass die Betriebs-
führung verlustträchtig ist.“19)

Im Ergebnis ist also die positive 
Erkenntnis und Kenntnis des Anfech-
tungsgegners von einem „besonderen 
Unwert“ erforderlich. Mithin sind 
demnach ganz erhebliche Hürden zu 
überwinden, die auf einen „Unrechts-
charakter“ im Handeln des Anfech-
tungsgegners – und nicht des Schuld-
ners – und dessen Kenntnis abzielen 
müssen. Einzelfallbeispiele findet 
man in der Gesetzesbegründung. Es 
muss sich also um absolute Ausnah-
mefälle handeln.20)

Weiterer  
Auslegungsbedarf

Dabei ist bemerkenswert, dass der 
Gesetzgeber das BGH-Urteil vom 12. 
Februar 2015 21) im Rahmen der Be-
gründung des Regierungsentwurfs 
vom 29. September 2015 ausdrücklich 
als durch die Gesetzesfassung über-
holt bezeichnet.22) Im sogenannten 
„Mühlen-Fall“ sollte das Barge-

schäftsprivileg nicht mehr gelten, 
wenn der Schuldner erkennt, dass die 
Fortführung des Unternehmens un-
rentabel ist, so dass sie für die Gläubi-
ger auch auf längere Sicht ohne Nut-
zen ist. Dem Gläubiger wird also 
anfechtungsrechtlich nicht mehr das 
Sanierungsrisiko des Schuldners auf-
gebürdet. 23)

Unter dem Strich wird dies einen 
entsprechenden Auslegungsbedarf zur 
Folge haben.24) Gleichwohl wird dabei 
nicht bei null angefangen. Denn mit 
dem Merkmal der Unlauterbarkeit 
dürfte eine Wiederbelebung der Recht-
sprechung des BGH zu §  31 Konkurs-
ordnung erfolgen, auch wenn es sich 
vorliegend nicht exakt um die gleiche 
Konstellation handelt.25) Dort bejahte 
der BGH eine Benachteiligungsabsicht 
des Schuldners bei kongruenten De-
ckungsgeschäften nur dann, wenn ein 
unlauteres Zusammenwirken zwi-
schen Schuldner und Gläubiger vor-
lag.26) Die Pikanterie liegt nun wiede-
rum darin, dass der BGH eben dieses 
Merkmal im Jahre 2003 aufgegeben 
hat.27) Wohin die Rechtsprechung zur 
„Unlauterbarkeit“ sich entwickelt, 
wird daher spannend.

Klar ist auch: Der Verwalter trägt 
die Darlegungs- und Beweislast für 
das unlautere Handeln des Anfech-
tungsgegners. Denn es handelt sich 
um einen Umstand, aus dem er für 
sich günstige Rechtsfolgen herleiten 
möchte. Er wird die Kenntnis des un-
lauteren Handelns des Anfechtungs-
gegners beweisen müssen.28) 

Im Ergebnis dürfte es darauf hin-
auslaufen, dass die Anfechtung bei 
Bargeschäften in Zukunft nahezu aus-
geschlossen und nur noch in absolu-
ten Ausnahmefällen möglich ist.29) 
Gleiches gilt für den bargeschäftsähn-
lichen Leistungsaustausch.30) 

Dies stellt sowohl für Factoring- 
als auch Leasing-Gesellschaften eine 
Verbesserung dar. Beim Factoring 
betrifft dies vor allem den laufen- 
den Forderungserwerb beim Facto-
ring gegen vertragsgemäße Gutschrift 
des jeweiligen Forderungskaufpreises 

(„Forderung gegen Auszahlung“).31) 
Bei Leasing umfasst dies namentlich 
die vertragsgemäße (monatliche) 
Zahlung der Leasing-Raten durch  
den Leasing-Nehmer bei Fälligkeit 
und gleichzeitiger Überlassung des 
Leasing-Gutes durch den Leasing-
Geber.32)

Gepflogenheiten des 
Geschäftsverkehrs

Zukünftig schreibt § 142 Absatz 2 
Satz 1 InsO Folgendes fest: „Der Aus-
tausch von Leistung und Gegenleis-
tung ist unmittelbar, wenn er nach Art 
der ausgetauschten Leistungen und 
unter Berücksichtigung der Gepflo-
genheiten des Geschäftsverkehrs in 
einem engen zeitlichen Zusammen-
hang erfolgt …“

Diese gesetzliche Klarstellung ist 
zu begrüßen. Sie entspricht der Recht-
sprechung des BGH. Insoweit gibt es 
keine Änderungen gegenüber dem 
Status quo.

Zinsen erst  
ab Verzugseintritt

In § 143 Absatz 1 Satz 2 InsO wird 
zukünftig die Regelung zur Verzin-
sung festgehalten: „Eine Geldschuld 
ist nur zu verzinsen, wenn die Voraus-

19)	ebenda
20)	Vgl. Hacker, NZI 2017, 148/150.
21)	BGH, NZI 2015, 320.
22)	Vgl. Regierungsentwurf vom 29.9.2015, dort 

in der Begründung zu Nummer 3 4 (§ 142 
InsO-E) in Absatz 3.

23)	Vgl. Wimmer, jurisPR-InsR 1/2016 Anm. 1, 
1/9.

24)	Vgl. Flaig, GWR 2016, 71/73; Ganter, WM 
2015, 2117/2120; Thole, ZIP 2017, 401/407; 
Wimmer, jurisPR-InsR 1/2016 Anm. 1, 1/9.

25)	Vgl. Hacker, NZI 2015, 873/876; Wimmer, ju-
risPR-InsR 1/2016 Anm. 1, 1/11.

26)	Vgl. etwa BGH, NJW 1991, 2144; BGH, NJW 
1993, 1640.

27)	Vgl. BGH, NZI 2003, 597.
28)	Vgl. nur Flaig, GWR 2016, 71/73.
29)	Vgl. Ahrens ZRP 2016, 5/9; Flaig, GWR 2016, 

71/13; Hacker, NZI 2015, 873/876; ders. NZI 
2017, 148/150; Schmidt, ZInsO 2015, 2473/ 
2476.

30)	Vgl. Huber, ZInsO 2015, 2297/2300, der dies 
als bewusste Entscheidung des Gesetzgebers 
bezeichnet.

31)	Vgl. nur Achsnick/Krüger, Factoring in Krise 
und Insolvenz, 2. Auflage, 2011, Rz. 431.

32)	Vgl. nur Krüger/Ehl, Leasing in Krise und In-
solvenz, 2014, Rz. 323, 605 ff.
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setzungen des Schuldnerverzugs oder 
des § 291 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs vorliegen; ein darüber hinaus-
gehender Anspruch auf Herausgabe 
von Nutzungen eines erlangten Geld-
betrages ist ausgeschlossen.“

Diese Regelung ist erfreulich. Zin-
sen sind zukünftig erst bei Vorliegen 
der (allgemeinen) Verzugsvorausset-
zungen zu zahlen. Dies stellt eine 
Änderung gegenüber dem Status quo 
dar, wonach ein Zinsanspruch ab 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
besteht.33) Die teils systematische 
Geltendmachung von Anfechtungs-
ansprüchen durch Insolvenzverwalter 
kurz vor Verjährungsende, um mög-
lichst hohe Zinsen „mitzunehmen“, 
wird also zukünftig nicht mehr pri
vilegiert. Insolvenzverwalter müssen 
genau so wie jeder andere den Gläubi-
ger in Verzug setzen.

Zwangsvollstreckung 
unverändert

Der Erwähnung bedarf, dass es 
keine gesetzliche Neuregelung des 
§ 131 InsO (inkongruente Deckung) 
zur Behandlung von Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen gibt. Entfallen ist 
eine zunächst noch im Regierungs-
entwurf vom 16. Februar 2016 vorge-
sehene Regelung mit folgendem 
Wortlaut: „Eine Rechtshandlung wird 
nicht allein dadurch zu einer solchen 
nach Satz 1, dass die Sicherung oder 
Befriedigung durch Zwangsvollstre-
ckung erwirkt oder zu deren Abwen-
dung bewirkt worden ist.“ 

Damit wird die Zwangsvollstre-
ckung weiterhin als inkongruentes 
Deckungsgeschäft eingeordnet.34) Dies 
gilt auch bei Zahlung zur Abwendung 
von Zwangsvollstreckungsmaßnah-

men35) und die Drohung mit einem 
Insolvenzantrag.36)

Dies stellt offensichtlich den 
Kompromiss für das gesamte Gesetz-
gebungsverfahren dar. Hintergrund 
dürfte die berechtigte Kritik daran 
sein, dass sich insbesondere Sozial-
versicherungsträger und Finanz
ämter selbst sehr kurzfristig Vollstre-
ckungstitel zu verschaffen pflegen. 
Somit können diese Gläubiger im 
Rahmen einer Einzelvollstreckung 
schneller als die sonstigen Gläubiger 
agieren. In der Folge kann dadurch 
die potenzielle Insolvenzmasse zulas-
ten der übrigen Gläubiger erheblich 
geschmälert werden. Gleichwohl ist 
dies im Hinblick auf „normale“ 
Gläubiger, die sich teils über Jahre 
hinweg mit allen damit einhergehen-
den Kosten einen Titel verschaffen, 
insgesamt unbillig und auch prak-
tisch nicht zu vermitteln.37)

Ergänzend sei darauf verwiesen, 
dass Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men grundsätzlich nicht der Vorsatz-
anfechtung unterliegen.38) Allerdings 
wird dieser Grundsatz von der Recht-
sprechung durch diverse Ausnahmen 
ausgehöhlt, wenn Rechtshandlungen 
des Schuldners oder gegebenenfalls 
diesen gleichstehende Unterlassungen 
zum Erfolg der Vollstreckungsmaß-
nahmen beigetragen haben,39) bei ge-
zieltem Auffüllen der Kasse in Erwar-
tung des Vollstreckungsversuchs40) 
und Werthaltigmachen eines Pfand-
rechts.41) Dies führt in der Praxis mit-
unter zu der Marschroute „Vollstreckt 
gnadenlos!“ 42) als Reaktion auf die 
Rechtsprechung des BGH. Ob diese 
unsinnige Konsequenz, die viele Sa-
nierungen verhindert hat und weiter-
hin verhindern wird, „im Sinne des 
Erfinders“ ist, sei mit einem Fragezei-
chen versehen. Fakt ist: Der Gesetzge-
ber hat nichts geändert, was äußerst 
bedauerlich ist.

Inkrafttreten und 
Würdigung

Zum Inkrafttreten besagt Artikel 
103 Einführungsgesetz zur Insolvenz

ordnung (EGInsO) in der nunmehr 
verabschiedeten Gesetzesfassung Fol-
gendes:

„(1) � Auf Insolvenzverfahren, die vor 
dem … [einzusetzen: Datum des 
Inkrafttretens nach Artikel 4 
dieses Gesetzes] eröffnet worden 
sind, sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 die bis dahin geltenden 
Vorschriften weiter anzuwen-
den.

(2)   � Im Rahmen einer Insolvenzan-
fechtung entstandene Ansprü-
che auf Zinsen oder die Heraus-
gabe von Nutzungen unterliegen 
vor dem … [einzusetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 4 
dieses Gesetzes] den bis dahin 
geltenden Vorschriften. Für die 
Zeit ab dem … [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach 
Artikel 4 dieses Gesetzes] ist auf 
diese Ansprüche § 143 Absatz 1 
Satz 3 der Insolvenzordnung in 
der ab dem …[einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens nach Artikel 4 
dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung anzuwenden.“

Artikel 4 dieses Gesetzes lautet: 
„Dieses Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.“ Dies hat zur 
Konsequenz, dass Abgrenzungszeit-
punkt für die Anwendbarkeit der 
neuen Regelungen die Veröffent
lichung im Bundesgesetzblatt ist. Für 
die bis dahin eröffneten Verfahren 
gelten daher grundsätzlich die alten 
Regelungen, im Übrigen die neuen 
Regelungen. Anders ist dies bei  
Zinsen und Nutzungen: Dabei gibt  
es eine Abgrenzung per Stichtag des 
Entstehens des Insolvenzanfech-
tungsanspruchs.

Zusammenfassend ist die Reform 
des Insolvenzanfechtungsrechtes für 
Factoring- und Leasing-Unterneh-
men als positiv zu bewerten. Gleich-
wohl bleibt abzuwarten, wie die 
Rechtsprechung mit dem Gesetz ver-
fährt. Sie hat dabei selbstverständlich 
den Gesetzgeber und dessen Intentio-
nen zu respektieren und dies auch 
umzusetzen. 

33)	BGH, NZI 2007, 230. 
34)	Vgl. nur BGH, NZI 2006, 397.
35)	Vgl. nur BAG, NZI 2014, 559.
36)	Vgl. nur BAG, NZI 2013, 492 sowie NZI 2004, 

201.
37)	Vgl. Niesert, NZI 2014, 593.
38)	Vgl. nur BGH, NZI 2014, 218.
39)	BGH, NZI 2014, 218.
40)	BGH, NZI 2011, 249.
41)	BGH, NJW-RR 2014, 23.
42)	Vgl. Jensen, NZI 2011, 798.
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